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BEGRÜNDUNG 

Der Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union sieht vor, dass die Mitgliedstaaten 
ihre Wirtschaftspolitik und die Förderung von Beschäftigung als Angelegenheiten von 
gemeinsamem Interesse betrachten und ihre diesbezüglichen Tätigkeiten im Rat aufeinander 
abstimmen. In zwei Artikeln ist festgelegt, dass der Rat Grundzüge der Wirtschaftspolitik 
(Artikel 121) sowie beschäftigungspolitische Leitlinien (Artikel 148) verabschiedet, wobei 
letzterer Artikel präzisiert, dass diese Leitlinien mit den verabschiedeten Grundzügen im 
Einklang stehen müssen. Dieser Rechtsgrundlage entsprechend werden die 
beschäftigungspolitischen Leitlinien und die Grundzüge der Wirtschaftspolitik als zwei 
verschiedene – jedoch eng miteinander verbundene – Rechtsinstrumente vorgelegt, und zwar 
als 

• eine Empfehlung des Rates über die Grundzüge der Wirtschaftspolitik der 
Mitgliedstaaten und der Union – Teil I der integrierten Leitlinien; 

• ein Beschluss des Rates zu Leitlinien für beschäftigungspolitische Maßnahmen der 
Mitgliedstaaten – Teil II der integrierten Leitlinien. 

Die Leitlinien wurden erstmals zusammen im Jahr 2010 (als „integriertes Maßnahmenpaket“) 
zur Unterstützung der Strategie Europa 2020 angenommen. In jenem Jahr wurde zudem 
beschlossen, dass die integrierten Leitlinien bis 2014 weitgehend unverändert bleiben sollten. 
Während die Grundzüge der Wirtschaftspolitik zeitlich unbegrenzt gültig sind, müssen die 
beschäftigungspolitischen Leitlinien jedes Jahr neu aufgestellt werden. 

Die Leitlinien bestimmen nicht nur den Rahmen für Umfang und Ausrichtung der politischen 
Koordinierung unter den Mitgliedstaaten, sondern sie bilden auch die Grundlage für die 
länderspezifischen Empfehlungen in den jeweiligen Bereichen. 

Mit den aktuellen „integrierten Leitlinien“ soll die Strategie Europa 2020 im Rahmen des 
neuen wirtschaftspolitischen Konzepts unterstützt werden, das gemäß dem 
Jahreswachstumsbericht 2015 der Kommission auf Investitionen, Strukturreformen und einer 
verantwortungsvollen Fiskalpolitik aufbaut. Daneben sollen die integrierten Leitlinien zu 
einem intelligenten, nachhaltigen und inklusiven Wachstum sowie zur Verwirklichung der 
Ziele des Europäischen Semesters für die Koordinierung der Wirtschaftspolitik beitragen. 

Die „integrierten Leitlinien“ lauten: 
Leitlinie 1: Investitionsförderung 

Leitlinie 2:  Wachstumsförderung durch die Umsetzung von Strukturreformen 

Leitlinie 3:  Beseitigung wesentlicher Hindernisse für Wachstum und Beschäftigung auf 
EU-Ebene 

Leitlinie 4:  Verbesserung der Nachhaltigkeit und Wachstumsfreundlichkeit öffentlicher 
Finanzen  

Leitlinie 5:  Ankurbelung der Nachfrage nach Arbeitskräften 

Leitlinie 6:  Verbesserung des Arbeitskräfteangebots und der Qualifikationen  

Leitlinie 7:  Verbesserung der Funktionsweise der Arbeitsmärkte 
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Leitlinie 8:  Fairness, Armutsbekämpfung und Chancengleichheit 
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2015/0051 (NLE) 

Vorschlag für einen 

BESCHLUSS DES RATES 

zu Leitlinien für beschäftigungspolitische Maßnahmen der Mitgliedstaaten 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION – 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf 
Artikel 148 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments1, 

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses2, 

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen3, 

nach Stellungnahme des Beschäftigungsausschusses,  

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Mitgliedstaaten und die Union sollten auf die Entwicklung einer koordinierten 
Beschäftigungsstrategie und insbesondere auf die Förderung der Qualifizierung, 
Ausbildung und Anpassungsfähigkeit der Arbeitnehmer sowie der Fähigkeit der 
Arbeitsmärkte hinarbeiten, auf die Erfordernisse des wirtschaftlichen Wandels zu 
reagieren, um die Vollbeschäftigung und den sozialen Fortschritt gemäß Artikel 3 des 
Vertrags über die Europäische Union zu erreichen. Die Mitgliedstaaten betrachten die 
Förderung der Beschäftigung als Angelegenheit von gemeinsamem Interesse und 
stimmen ihre diesbezüglichen Tätigkeiten im Rat aufeinander ab, wobei die 
einzelstaatlichen Gepflogenheiten in Bezug auf die Verantwortung der Sozialpartner 
berücksichtigt werden. 

(2) Die Union hat die Pflicht, soziale Ausgrenzung und Diskriminierung bekämpfen, 
gleichberechtigten Zugang zu Grundrechten gewährleisten sowie soziale Gerechtigkeit 
und sozialen Schutz fördern. Bei der Festlegung und Durchführung ihrer Politik und 
ihrer Maßnahmen sollte die Union die Anforderungen in Bezug auf die 
Gewährleistung eines angemessenen sozialen Schutzes, die Bekämpfung der sozialen 
Ausgrenzung und ein hohes Niveau der allgemeinen und beruflichen Bildung 
berücksichtigen.  

(3) Die beschäftigungspolitischen Leitlinien stehen im Einklang mit den Grundzügen der 
Wirtschaftspolitik. 

(4) Die Mitgliedstaaten sollten ihre Wirtschaftspolitik als eine Angelegenheit von 
gemeinsamem Interesse betrachten und sie im Rat koordinieren. Die 
beschäftigungspolitischen Leitlinien und die Grundzüge der Wirtschaftspolitik sollten 

                                                 
1 ABl. C vom , S. .  
2 ABl. C vom , S. .  
3 ABl. C vom , S. .  
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vom Rat angenommen werden, damit sie den Mitgliedstaaten und der Union als 
Leitfaden für die einschlägigen Maßnahmen dienen können.  

(5) Im Einklang mit den Vertragsbestimmungen hat die Union fiskalpolitische und 
makrostrukturelle Koordinierungsinstrumente entwickelt und eingeführt. Im 
Europäischen Semester werden die verschiedenen Instrumente in einem 
übergreifenden Rahmen für integrierte multilaterale wirtschaftliche und 
haushaltspolitische Überwachung zusammengeführt. Die im 
Jahreswachstumsbericht 2015 der Kommission vorgesehene Straffung und Stärkung 
des Europäischen Semesters wird seine Funktionsweise weiter verbessern.  

(6) Die Finanz- und Wirtschaftskrise hat erhebliche Schwächen in der Wirtschaft der 
Union und ihrer Mitgliedstaaten aufgezeigt. Außerdem hat sie deutlich gemacht, wie 
eng die Volkswirtschaften und Arbeitsmärkte der Mitgliedstaaten miteinander 
verflochten sind. Die wesentliche Herausforderung besteht heute darin, in der Union 
für ein starkes, nachhaltiges und inklusives Wachstum zu sorgen und Arbeitsplätze zu 
schaffen. Dies erfordert abgestimmte und ehrgeizige politische Maßnahmen auf 
Unions- und nationaler Ebene im Einklang mit den Bestimmungen des Vertrags und 
der wirtschaftspolitischen Steuerung der Union. Die Maßnahmen sollten eine 
Ankurbelung der Investitionen sowie eine erneuerte Verpflichtung zu 
Strukturreformen und zur haushaltspolitischen Verantwortung bewirken, wobei 
Angebots- und Nachfrageseite berücksichtigt werden.  

(7) Die Mitgliedstaaten und die Union sollten sich auch mit den sozialen Auswirkungen 
der Krise auseinandersetzen und sich um eine von Zusammenhalt geprägte 
Gesellschaft bemühen, in der die Menschen dazu befähigt werden, Veränderungen zu 
antizipieren und zu bewältigen, und aktiv am gesellschaftlichen und wirtschaftlichen 
Leben teilnehmen können. Zugangsmöglichkeiten und Chancen sollten für alle 
sichergestellt und Armut und soziale Ausgrenzung abgebaut werden, insbesondere 
durch die Gewährleistung gut funktionierender Arbeitsmärkte und Sozialsysteme und 
die Beseitigung von Hindernissen für die Teilnahme am Arbeitsmarkt. Außerdem 
sollten die Mitgliedstaaten sicherstellen, dass die Vorteile des Wirtschaftswachstums 
allen Bürgerinnen und Bürgern und allen Regionen zugutekommen.  

(8) Maßnahmen im Einklang mit den Leitlinien stellen einen wichtigen Beitrag zur 
Verwirklichung der Ziele der Strategie Europa 2020 dar. Die Leitlinien bilden ein 
integriertes Bündel europäischer und nationaler Maßnahmen, die die Mitgliedstaaten 
und die Union umsetzen sollten, um die positiven Spillover-Effekte koordinierter 
Strukturreformen, einen angemessenen gesamtwirtschaftlichen Policy-Mix und einen 
kohärenteren Beitrag der europäischen Politik zu den Zielen der Strategie Europa 2020 
zu erreichen. 

(9) Auch wenn sich diese Leitlinien an die Mitgliedstaaten und die Union richten, sollten 
sie in Partnerschaft mit allen nationalen, regionalen und lokalen Behörden und in 
enger Zusammenarbeit mit den Parlamenten sowie den Sozialpartnern und den 
Vertretern der Zivilgesellschaft umgesetzt werden. 

(10) Die Grundzüge der Wirtschaftspolitik geben den Mitgliedstaaten Orientierung für die 
Durchführung von Reformen und spiegeln die gegenseitige Abhängigkeit wider. Sie 
stehen im Einklang mit dem Stabilitäts- und Wachstumspakt. Die Leitlinien sollten die 
Grundlage für die länderspezifischen Empfehlungen bilden, die der Rat gegebenenfalls 
an die Mitgliedstaaten richtet – 
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HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:  

Artikel 1 
Die im Anhang beigefügten Leitlinien für beschäftigungspolitische Maßnahmen der 
Mitgliedstaaten werden angenommen. Diese Leitlinien sind Teil der „integrierten Leitlinien“. 

Artikel 2 
Die Leitlinien im Anhang werden in den beschäftigungspolitischen Maßnahmen und 
Reformprogrammen der Mitgliedstaaten berücksichtigt, über die gemäß Artikel 148 Absatz 3 
des Vertrags Bericht erstattet wird. 

Dieser Beschluss ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

 

Geschehen zu Brüssel am  

 Im Namen des Rates 
 Der Präsident 


